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„Kanonen statt Butter“? Öffentliche Haushalte 
und die neue Aufrüstung 

Jens van Scherpenberg 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ankündigung des Bundeskanzlers, mit der 
„Zeitenwende“ von bislang niedrigen Militärbud-
gets hin zu einer neuen massiven Aufrüstung nicht 
nur ein Sondervermögen von 100 Mrd. Euro (in 
Gestalt zusätzlicher Bundesschulden) für die be-
schleunigte Verstärkung der Bundeswehr bereit-
zustellen, sondern auch den jährlichen Verteidi-
gungshaushalt auf „mindestens 2 Prozent des 
BIP“ zu erhöhen – das heißt in absoluten Zahlen 
nahezu zu verdoppeln –, hat für die öffentlichen 
Haushalte der Bundesrepublik völlig neue Rah-
menbedingungen geschaffen. Und das in einer Si-
tuation, da die Staatsverschuldung durch die Be-
wältigung der Coronakrise ohnehin bereits enorm 
ausgeweitet wurde und die damit einhergehende 
Aufblähung der Geldmenge zu seit langem nicht 
mehr gewohnten hohen Preissteigerungsraten ge-
führt hat. Aber damit steht Deutschland nicht al-
lein. Die selbstgewollte Notwendigkeit, durch 
massive Aufrüstung das eigene Gewicht in EU 
und NATO zu erhalten, ja zu steigern, führt zu 
einem Wettrüsten der großen europäischen Mäch-
te, bei dem sich Polen besonders hervortut. So 
kommen im Zielkonflikt zwischen den finanziel-

len Anforderungen der Aufrüstung und der Not-
wendigkeit, die Haushaltsdefizite abzubauen, auf 
die Bevölkerung mehrerer europäischer Staaten 
unweigerlich schmerzhafte Konsequenzen zu.  

Die Ausgangslage: Deutschland 
fällt wirtschaftlich zurück  

Als die Bundeskanzlerin Angela Merkel während 
der internationalen Finanzkrise von 2008/9 zuver-
sichtlich ankündigte, Deutschland werde aus die-
ser Krise gestärkt hervorgehen, mochte ihr das 
zunächst kaum jemand glauben. Aber die folgen-
den Jahre, als die Bundesrepublik während und 
nach der Euro-Staatsschuldenkrise sowohl wirt-
schaftlich wie politisch zur unbestrittenen Füh-
rungsnation Europas wurde, bestätigten diese 
kühne Ankündigung. Die wachsende Nachfrage 
aufstrebender Industrienationen wie der VR China 
nach Industriegütern konnte von der deutschen 
Industrie vorrangig bedient werden, nicht zuletzt, 
weil ihr billige Energieimporte aus Russland und 
stagnierende Löhne zu überlegen hoher Wettbe-
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werbsfähigkeit verhalfen.  
Inzwischen allerdings – zwei Großkrisen wei-

ter – wagen nur die tollkühnsten politischen 
Zweckoptimisten eine solche Prognose. Denn 
sehr viel höhere Energiepreise, die Kosten der 
Sanktionen, der zunehmende Mangel an Fachkräf-
ten und die Transformation hin zu klimaschonen-
den Prozesse belasten die Wirtschaft. Und die fi-
nanziellen Fähigkeiten des Staates, diese Probleme 
des privaten Sektors durch fiskalische Mittel zu 
kompensieren, geraten von mehreren Seiten mas-
siv unter Druck. 

Zum einen zeigt sich an vielen Stellen, in wel-
chem Maße in den zurückliegenden vermeintlich 
„goldenen Jahren“ der Merkel-Regierung unter 
dem Diktat der „schwarzen Null“, also einer re-
striktiven Haushaltspolitik, aber auch wegen feh-
lender politischer Weitsicht, zentrale Staatsaufga-
ben liegen geblieben sind: In der öffentlichen In-
frastruktur – im Straßennetz (Brückenerneue-
rung), im Netz der Deutschen Bahn, in den Hoch-
spannungsstromnetzen, im Ausbau des Glasfaser-
netzes und der Digitalisierung der öffentlichen 
Verwaltung – hat sich ein gewaltiger Investitions-
stau aufgetan. Und unzureichende Investitionen in 
diesen Bereichen erweisen sich schnell als gewich-
tige Wachstumsbremsen. Ausufernde bürokrati-
sche Genehmigungsverfahren bei gleichzeitig 
stagnierenden Bearbeitungskapazitäten in den 
ebenfalls unter Spardiktat stehenden Behörden 
haben das Ihre dazu getan, dass inzwischen nicht 
einmal mehr Geldmittel für notwendige Investiti-
onen schnelle Abhilfe versprechen.  

Auch in der Sozialpolitik und im Gesund-
heitswesen offenbaren sich nicht nur Fehlsteue-
rungen und Fehlallokationen öffentlicher Finanz-
mittel. Wachsende Kinderarmut und -verwahr-
losung, Bildungsdefizite wegen zu geringer Mittel 
für Schulen (Digitalisierung) verweisen darauf, 
dass hier systematisch - und höchst kurzsichtig – 
gespart wurde. Der Personalmangel in Kinderta-
gesstätten und Schulen verdankt sich nicht nur 
unzureichender Bezahlung, sondern auch völliger 
Fehleinschätzung des Personalbedarfs und daraus 
folgend dramatischen Fehlsteuerungen im Ange-
bot von Studienplätzen und in der Selektion in 
Prüfungen und Referandariaten – obwohl die 
Demografie die Daten des künftigen Bedarfs 
längst bereitgestellt hat.  

Auch der Pflegenotstand in Krankenhäusern 
und Alten- und Pflegeheimen ist kein plötzlich 
hereingebrochenes Naturereignis. Sparzwänge im 
Gesundheitswesen übersetzen sich in Kosten-
druck in den Kliniken und Heimen, der keine 
Neueinstellungen zulässt, geschweige denn deutli-
che Steigerungen der Vergütung. Dies wiederum 
führt zur Überbeanspruchung des vorhandenen 
Personals und damit zu hohen Krankenständen 
und Kündigungen – ein Teufelskreis. 

Dabei rollt eine der größten Belastungen der 
öffentlichen Kassen erst langsam an, um in den 
kommenden Jahren dramatisch Fahrt aufzuneh-
men: die Verrentung der Generation der Baby 
Boomer (in Deutschland die Geburtsjahrgänge 
von ca. 1955 bis 1970), während die Zahl der ver-
sicherungspflichtig Arbeitenden weiter abnimmt. 
Die daraus folgenden Defizite der Rentenkassen 
müssen letztlich aus dem Bundeshaushalt gedeckt 
werden – es sei denn, es werden Kürzungen der 
Leistungen oder der Rentenbezugsdauer (durch 
Anhebung des Rentenalters) beschlossen. 

Hat Deutschland seine wirtschaftliche Füh-
rungsposition in Europa womöglich nicht nur der 
Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit seiner 
Wirtschaft zu verdanken, sondern zugleich der 
Tatsache, dass die staatlichen Institutionen in einer 
langen Phase ohne nennenswerte Reformen von 
der Substanz gelebt haben, wie es ein Artikel der 
„Wirtschaftswoche“ nahelegt?1 

Jedenfalls muss die über weite Strecken pre-
käre Lage der öffentlichen Infrastruktur, des Ge-
sundheitswesens, von Kinderbetreuung und Aus-
bildungssektor erstaunen angesichts des haus-
haltspolitischen Spielraums, den die Senkung der 
Verteidigungsausgaben nach dem Ende des Ost-
West-Gegensatzes ermöglichte. Dieser Spielraum, 
vom damaligen US-Präsidenten George H.W. 
Bush treffend als wohlverdiente „Friedensdivi-
dende“ bezeichnet, ergab sich im vereinigten 
Deutschland aus einer Senkung der Militärausga-
ben von über 2% des BIP in den Jahren vor 1990 
auf nurmehr 1,2% 20 Jahre später. Von einer Art 
großer Ausschüttung an die Bevölkerung, wie der 
Begriff suggeriert, konnte allerdings keine Rede 
sein. Vorrangig galt es, mit erheblichen Haus-
haltsmitteln den Zusammenbruch der DDR-
Wirtschaft zu kompensieren und den „Auf-
schwung Ost“ zu finanzieren. Dazu wurde sogar 
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die Einkommensteuer durch einen Sonderzu-
schlag, den „Solidaritätsbeitrag“, erhöht. Reallöh-
ne und Sozialleistungen blieben in der Folge auch 
dank der Maßnahmen der „Agenda 2010“ ge-
drückt. Die „Friedensdividende“ schlug sich daher 
vor allem im Kapitalwachstum der privaten Un-
ternehmen nieder.  

Nach der Friedensdividende nun 
die Kriegssteuer?2 

In dieser Situation ist vor allem für Deutschland 
der russische Krieg gegen die Ukraine und die 
Entscheidung, nicht nur mit allen verfügbaren 
Mitteln die ukrainische Verteidigungsfähigkeit zu 
stärken, sondern auch darüber hinaus die Bun-
deswehr massiv aufzurüsten, eine besondere öko-
nomische und haushaltspolitische Herausforde-
rung.  

„Die Verteidigungsausgaben müssen steigen; 
die Friedensdividende ist vorbei“ – mit dieser of-
fiziellen Ansage sprach die geschäftsführende Di-
rektorin des Internationalen Währungsfonds 
(IWF), Kristalina Georgieva, das längst Evidente 
aus.3 Und das gilt, wie die New York Times no-
tiert, vor allem für die europäischen Staaten, die 
nach 1990 den stärksten Rückgang ihrer Militär-
ausgaben verzeichneten. 

„Die dringende Notwendigkeit der Bekämp-
fung eines brutalen und unberechenbaren Russ-
land hat die europäischen Führer gezwungen, 
schmerzhafte Haushaltsentscheidungen zu treffen, 
die enorme Auswirkungen auf das tägliche Leben 
der Menschen haben werden. Soll mehr für Hau-
bitzen oder für Krankenhäuser, für Panzer oder 
für Lehrer, für Raketen oder Straßen ausgegeben 
werden. Und wie soll das bezahlt werden? Durch 
Steuererhöhungen oder durch zusätzliche Schul-
den? Oder beides? 

Die plötzlichen Sicherheitserfordernisse, die 
weit über ein Ende des Krieges in der Ukraine 
hinaus bestehen, kommen zu einer Zeit, da zu-
gleich die Fürsorge für die schnell alternden Be-
völkerungen und für die Vermeidung eines poten-
tiell katastrophalen Klimawandels riesige Ausga-
ben erfordert. ... ,Die Ausgabenzwänge für Euro-
pa werden gewaltig sein, und dabei ist noch nicht 
einmal die grüne Transformation berücksichtigt‘, 

sagt Kenneth Rogoff, Wirtschaftsprofessor in 
Harvard. ,Das ganze europäische soziale Netz ist 
sehr verletzlich gegenüber diesen großen Anforde-
rungen.‘ “4 

Das Zitat macht die Dilemmata aller großen 
europäischen Militärmächte deutlich.  

In Deutschland schlagen sie sich in außeror-
dentlich schwierigen Entscheidungsprozessen 
über die nächsten öffentlichen Haushalte, vor al-
lem den Bundeshaushalt, nieder.  

Denn die gewaltige Ausweitung der Staats-
schulden im Zuge der Coronakrise, sei es als Ge-
meinschaftsschulden der EU, sei es als Verschul-
dung des Bundes, wirkt noch nach: mit dem An-
kauf von Staatsschulden der Euro-Länder hat die 
Europäische Zentralbank (EZB) eine riesige Men-
ge – mehrere Billionen Euro – Geld in den Wirt-
schaftskreislauf gepumpt. Das Material dafür lie-
ferte nicht zuletzt Deutschland durch seine für die 
Bewältigung der Coronakrise aufgenommenen 
Kredite – vor allem den mit 200 Mrd. € dimensio-
nierten „Doppel-Wumms“. Und das sorgt nun da-
für, dass externe Preisschocks wie der rasante An-
stieg der Energiepreise auf reichlich Zahlungsfä-
higkeit treffen, die die Unternehmen ihrerseits zu 
Preissteigerungen ausnutzen – und so für steigen-
de Inflationsraten sorgen.  

Resultat sind nicht zuletzt steigende Zinsen 
am Kapitalmarkt, auch für Bundesanleihen. So 
macht sich auf einmal auch der Haushaltsposten 
„Zinsendienst auf die Staatsschulden“, der in den 
letzten Jahren unter den Bedingungen von Null- 
oder gar Negativzinsen auf die Bundesschuld-
emissionen kontinuierlich schrumpfte, als Ein-
schränkung des haushaltspolitischen Spielraums 
geltend. Das Bundesfinanzministerium schätzt die 
Zinsausgabenquote für 2023 auf 8,4% des Haus-
halts, mehr als eine Verdoppelung gegenüber dem 
Wert von 2022 mit 3,2%. 

Und auch die andere Seite des Bundeshaus-
halts, die der Einnahmen, bleibt hinter den Erwar-
tungen zurück. Statt eines Inflationsgewinns in Ge-
stalt höherer Steuereinnahmen gehen diese im lau-
fenden Jahr 2023 nach Angaben des Arbeitskreises 
Steuerschätzung vom Mai 2023 eher zurück. 

Eine erneute laufende Staatsverschuldung zur 
Finanzierung eines expandierenden Verteidi-
gungshaushalts kommt unter diesen Umständen 
nicht in Frage. 
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Ohnehin wurde in den letzten Jahren die 
Verschuldungsfähigkeit des Bundes durch diverse 
Sondervermögen und -fonds erheblich strapaziert. 

Zwar sieht der Finanzminister im Haushalt 
für 2023 die Bestimmungen der „Schuldenbremse“ 
eingehalten, mit einem Defizit (Nettokreditauf-
nahme) von 45,6 Mrd. €. Zugleich aber wurden 
wesentliche Ausgaben in (schuldenfinanzierte) 
Sonderfonds ausgelagert, die nicht in die Berech-
nung der zulässigen Nettokreditaufnahme einbe-
rechnet werden. Das sind in 2023 121 Mrd € für 
den „Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) Ener-
gie“ und 36 Mrd. € für den „Klima- und Trans-
formationsfonds“ (KTF)5. Und dazu kommt nun 
auch noch nicht nur das „Sondervermögen“ in 
Höhe von 100 Mrd. zur beschleunigten Aufrüs-
tung der Bundeswehr zu stärksten konventionellen 
Streitmacht in Europa, von dem bis Ende des Jah-
res 2023 75% ausgegeben bzw. durch feste Auf-
tragsvergabe disponiert sein sollen. Auch die lau-
fenden Aufwendungen für die militärische Unter-
stützung der Ukraine bzw. die Ersatzbeschaffung 
für an die Ukraine gelieferte Waffen, Ausrüstung 
und Munition, schlagen, wie vom Finanzministeri-
um veranschlagt, für das laufende und die folgen-
den Jahre mit bislang über 15 Mrd. € zu Buche – 
Zusatzausgaben, die, wie Finanzminister Lindner 
fordert, überwiegend aus Kürzungen der Haushal-
te der anderen Ressorts bestritten werden sollen.  

Schon jetzt ist zudem klar, dass das 100-Mrd-
Euro-Bundeswehr-Sondervermögen kaum ausrei-
chen wird. Allein die beschlossene Beschaffung 
von 35 amerikanischen F35-Kampfflugzeugen mit 
Ersatzteilen und Bewaffnung beansprucht rund 10 
Mrd. €. Sie sollen nach Ausmusterung der Torna-
do-Jets die künftige „nukleare Teilhabe“ sichern, 
Befähigung, mit eigenen Trägerflugzeugen ameri-
kanische Nuklearwaffen ins Ziel zu bringen. 

Dazu kommen als weitere Großposten: 
 

– die Aufwendungen von weit über 5 Mrd. € 
für einen umfassenden Luftabwehrschirm, 
basierend auf dem deutschen Iris-T-System, 
den amerikanischen Patriotbatterien (hier ist 
zusätzlich zum weiteren Aufbau auch Ersatz 
für die an die Ukraine gelieferten Batterien zu 
beschaffen) sowie dem israelisch-amerikani-
schen Arrow 3-System zur Abwehr ballisti-
scher Raketen in großer Höhe; 

– die Beschaffung zusätzlicher Schiffe und U-
Boote für die völlig unterausgerüstete und  
-finanzierte Marine; 

– eine substantielle Erhöhung der Zahl moder-
ner Kampfpanzer, Panzerhaubitzen und 
leichterer gepanzerter Kampffahrzeuge, dazu 
den Ersatz für die an die Ukraine gelieferten 
Einheiten; 

– mittelfristig sind zudem Ausgaben in Höhe 
von gut 100 Mrd. € für die Entwicklung und 
Beschaffung des deutsch-französischen 
Kampfflugzeugsystems FCAS sowie ein noch 
unklarer hoher Milliardenbetrag für das ge-
plante Main Ground Combat System 
(MGCS) des deutsch-französischen Panzer-
produzenten KNDS zu budgetieren, die nach 
und nach, mit dem Entwicklungsfortschritt 
der Industrie, fällig werden.6 

 
Das 100-Miliarden-“Sondervermögen“ für die 
Bundeswehr außerhalb des Bundeshaushalts war 
zunächst, in einer kritischen innen- wie außenpoli-
tischen Phase für die Bundesregierung, das Wun-
dermittel, um alle Notwendigkeiten miteinander 
zu vereinbaren: Massive Ausweitung der Verteidi-
gungsausgaben, nicht zuletzt als Signal an die 
Partner in EU und NATO, dass Deutschland sei-
ne Führungsrolle ernst nimmt; das aber ohne 
Kürzungen an anderen, innenpolitisch empfindli-
chen Stellen – Kanonen und Butter sozusagen. 
Dieser Einmaleffekt wird mit der Haushaltspla-
nung für 2024 und darüber hinaus verpuffen. 
Bundesregierung und Bundestag sehen sich nun 
gefordert, ihrer Selbstverpflichtung nachzukom-
men und den Verteidigungshaushalt ab 2024 auf 
mindestens 2% des BIP zu erhöhen. Dementspre-
chend forderte der Verteidigungsminister eine 
Steigerung um gut 10 Mrd. € gegenüber dem Ist 
der Militärausgaben 2023. 

Es ist daher kein Wunder, dass die Beratun-
gen der Ressorts mit dem Finanzminister, zu de-
nen sich in der entscheidenden Runde sogar der 
Bundeskanzler hinzugesellte, in diesem Jahr be-
sonders schwierig waren. Denn es geht um nicht 
weniger als eine grundlegende Neufestlegung der 
budgetpolitischen Prioritäten. Das bedeutet nicht 
nur, dass alle Ressorts außer dem der Verteidigung 
sich in ihrem Bereich um Einsparungen bemühen 
müssen. Es heißt vor allem, dass zentrale Posten 
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des Koalitionsvertrags wie die Einführung einer 
allgemeinen Kindergrundsicherung, vom Bun-
desministerium für Familie und Jugend zuletzt 
veranschlagt mit zusätzlichen 3,5 Mrd. € pro Jahr7, 
oder die von Bundeswirtschaftsminister Habeck 
geplante milliardenschwere Herabsubventionie-
rung des Industriestrompreises auf der Kippe ste-
hen. 

Der scheinbar einfachste Ausweg aus dem 
Budgetdilemma, wenn eine zusätzlich Schulden-
aufnahme nicht akzeptabel erscheint, wäre eine 
„Kriegssteuer“, sei es als Erhöhung von Umsatz- 
oder Verbrauchsteuern, sei es als Anhebung oder 
Aufschlag auf die Einkommen- oder Körper-
schaftsteuer, ähnlich dem „Soli“ für die Finanzie-
rung des Aufbaus in den neuen Bundesländern, 
oder gar als Vermögensteuer. Aus der Partei Die 
Linke kommt tatsächlich der Vorschlag eines 
„Ukraine-Soli“ in Form einer „Reichensteuer“ 
und einer Vermögensabgabe, „um die vielen zu-
sätzlichen Ausgaben des Bundes zu stemmen.“8  

Das jedoch lehnt der Finanzminister und 
Vorsitzende einer der drei Koalitionsparteien 
strikt ab, und hat dabei den Kanzler auf seiner Sei-
te. Eine Umsatz- oder Verbrauchsteuererhöhung 
würde nicht nur die Inflationsrate nach oben trei-
ben, sondern würde die Kaufkraft der breiten Be-
völkerung schmälern. Steueranhebungen auf hohe 
Einkommen oder Vermögen würden – so der Fi-
nanzminister – die Investitionsbereitschaft der 
Kapitaleigner und damit das ohnehin schon 
schwache Wachstum der Wirtschaft belasten, von 
dem nicht nur „unser aller Wohlstand“ abhänge, 
sondern das letztlich die ökonomische Grundlage 
des Staatshaushaltes ist. 

Deshalb wäre eine solche Steueranhebung 
auch denkbar unpopulär in einer Bevölkerung, der 
in größeren Teilen schon die Kosten für die Un-
terbringung der über eine Million Ukraineflücht-
linge in Wohnungen, Ausbildungseinrichtungen 
und Jobs als unzumutbar gelten. Die Bundesregie-
rung weiß aus den aktuellen Umfragewerten, dass 
sie sich auf das mit Unterstützung der Medien 
mühsam aufgebaute Bedrohungsgefühl gegenüber 
der „Gefahr aus dem Osten“ und die daraus fol-
gende Zustimmung zu ihrer immer aufwändigeren 
militärischen Unterstützung der Ukraine keines-
wegs verlassen kann.  

Aber auch ohne „Ukraine-Soli“ sieht die 
Masse der Bevölkerung – diejenigen, die nicht von 
den Erträgen ihres Geldvermögens, sondern von 
der Entlohnung ihrer Arbeit und/oder von Sozial-
leistungen leben – unweigerlich dem Verlust von 
Kaufkraft und damit einer Senkung ihres Lebens-
standards entgegen. Der britische Ökonom Ro-
bert Skidelsky bringt es auf den Punkt, wenn er 
schreibt: „Jeder Krieg, auch ein Stellvertreterkrieg, 
führt unvermeidlich zu einem Rückgang des Le-
bensstandards der Zivilbevölkerung. Die einzige 
Frage ist, ob dieser Rückgang durch höhere Steu-
ern bewirkt wird oder durch galoppierende Infla-
tion.“9 

Die Kompromisslogik der Ampel-Koalition 
lässt unter diesen Umständen erwarten, dass es zu 
keiner „Blut-Schweiß-und-Tränen“-Rede des 
Kanzlers nach dem Modell des britischen Kriegs-
premiers Churchill 1940 kommen wird, sondern 
dass es bei dem Versuch bleibt, die zu erbringen-
den Einschnitte beim Lebensstandard möglichst 
wenig fühlbar zu machen.  

Im Entwurf des Haushaltsplans für 2024, der 
Anfang Juli vom Bundeskabinett beschlossen 
wurde, müssen fast alle Ressorts leichte Einbußen 
hinnehmen, oder Zuwächse, die weit hinter ihren 
Forderungen zurückbleiben.  

Vor allem das soziale Kernprojekt der Am-
pelkoalition, die generelle Kindergrundsicherung, 
ist im Haushaltsentwurf für 2024 bislang über-
haupt nicht vorgesehen, steht lediglich in der Fi-
nanzplanung für 2025 mit einem Vormerkposten 
von 2 Mrd. €. 

Aber auch das Verteidigungsressort soll sich 
bescheiden. Statt 10 Mrd. € erhält es ein Plus von 
1,7 Mrd € auf 51,8 Mrd. €, was sogleich in EU 
und Atlantischem Bündnis das alte Misstrauen ge-
genüber Deutschland wieder aufkommen lässt, ob 
es sich womöglich schon wieder aus den gegebe-
nen Zusagen über den Ausbau seiner Militärmacht 
herauswindet. Die Einhaltung der von Kanzler 
Scholz erst beim jüngsten NATO-Gipfel wieder 
hochheilig versprochenen Zusage, ab 2024 min-
destens 2% des BIP kann nur durch Anrechnung 
des Bundeswehr-Sondervermögens von 100 Mrd. 
erreicht werden. Spätestens ab 2027 wird der 
Haushalt des Verteidigungsministeriums gegen-
über 2022 über 80 Mrd. € steigen müssen, um die 
2%-Quote einzuhalten.10 Letztlich werden alle 
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Bedarfslagen irgendwie bedient, alle aber in unzu-
reichendem Umfang, um die tatsächlichen Not-
wendigkeiten auch nur annähernd abzudecken. 
Das Resultat könnte, wie es die Frankfurter All-
gemeine Zeitung (FAZ) bereits antizipierte, ein 
wenig inspiriertes „weiter so“ sein.11 

Den Versuch, der Bevölkerung ihre Haus-
haltspolitik als Vereinbarkeit von Kanonen und 
Butter zu verkaufen, wird die Regierung nicht auf-
geben. Sie wird scheinbar schuldenbremsen-
konforme Hauhalte vorlegen und die absehbar 
unvermeidlichen Zusatzkosten vor allem für Krieg 
und eventuellen Wiederaufbau der Ukraine durch 
schuldenfinanzierte Nachtragshaushalte oder 
Sonderfonds aufbringen.  

Dabei droht vor allem ein Posten erneut fi-
nanziell unter die Räder zu kommen: die lange 
Zeit vernachlässigten Investitionen in die nationa-
le öffentliche Infrastruktur und den Bildungssek-
tor – zumal gerade hier die inflationsbedingten 
Kostensteigerungen besonders zu Buche schlagen. 
Damit aber wären, wie die Financial Times (FT) 
für die EU-Staaten insgesamt warnt, die Grundla-
gen des Wachstums in Frage gestellt, von dem in 
der gegenwärtigen Lage so viel abhängt. Die EU-
Staaten – und das gilt besonders für die europäi-
sche Führungsmacht Deutschland – stehen vor 
einem Trilemma: Höhere Investitionen sind drin-
gend nötig, die nationalen Haushalte sollen mög-
lichst ohne neue Schulden auskommen, aber neue 
schuldenfinanzierte Gemeinschaftsfonds zur Be-
förderung des Wachstums in der EU soll es auch 
nicht geben.12 

Kostenersparnis durch 
Europäisierung vs. nationale 
Rüstungskonkurrenz 

Nach Ansicht der FT wird die EU nicht umhin-
kommen, erneut in bedeutendem Umfang Ge-
meinschaftsmittel einzusetzen und diese wieder 
durch von der EU-Kommission zu emittierende 
Euro-Bonds analog der Lösung für die Coronakri-
se13 zu finanzieren, als sinnvollsten Weg aus die-
sem Trilemma.  

Soweit sind die Mitgliedstaaten der EU noch 
nicht, insbesondere Deutschland lehnt neuerliche 
Gemeinschaftsschulden ab. Aber mit der Europäi-

schen Friedens-Fazilität (EFF) ist die EU inzwi-
schen in nicht unerheblichem Umfang ihrerseits in 
die Finanzierung der militärischen Unterstützung 
für die Ukraine eingestiegen. Die EFF, im März 
2021 außerhalb des EU-Budgets eingerichtet und 
über Beiträge der Mitgliedstaaten finanziert, war 
anfänglich mit einem Volumen von 5 Mrd. € aus-
gestattet worden, das inzwischen auf über 11 Mrd. 
€ mehr als verdoppelt wurde. Davon werden über 
7 Mrd.€ als Unterstützung für die Ukraine bzw. zur 
Abdeckung von Kosten der Mitgliedstaaten für de-
ren Waffen- und Munitionslieferungen an die Uk-
raine verwendet. Eine Anhebung auf 20 Mrd.€ 
wird diskutiert.  

Nicht zuletzt an Ausweitung und Verwen-
dung der EFF und anderer EU-Mittel für die Un-
terstützung der Ukraine zeigt sich, dass die „geo-
politische Kommission“, die die EU-Kommis-
sionspräsidentin von der Leyen bei ihrem Amts-
antritt Ende 2019 zu führen ankündigte, durch 
den Ukrainekrieg in unerwartetem Maße Wirk-
lichkeit geworden ist, dass die EU-Kommission 
deutlich an politischem Gewicht gewonnen hat.  

Das aber ruft inzwischen den Widerstand bei 
einigen größeren Mitgliedstaaten hervor. Aus ihrer 
Sicht droht ein wachsender Zugriff der EU-
Kommission auf die Militär- und Rüstungsindus-
triepolitik der Mitgliedstaaten, mithin auf einen 
Kernbereich nationaler Souveränität, der bislang 
der Zuständigkeit der Kommission enthoben ist. 
Der Anspruch der Kommission, die EU als füh-
rende Macht auf dem Kontinent aus dem Stellver-
treterkrieg des Westens gegen Russland in der 
Ukraine hervorgehen zu lassen, ist keineswegs 
identisch mit dem entsprechenden Anspruch ihrer 
führenden Mitgliedstaaten. Letztere treten viel-
mehr im Zuge der durch den Ukrainekrieg ange-
stoßenen „Zeitenwende“ in eine zunehmend hef-
tige Rüstungskonkurrenz untereinander, die sich 
auch finanziell niederschlagen dürfte. Denn sie 
verschärft das Problem, das die EU-Kommission 
anzugehen hoffte: die Ökonomisierung der in-
nereuropäischen Rüstungsbeschaffung durch 
mehr Kooperation oder gar transnationale Zu-
sammenschlüsse statt kostspieliger Doppelent-
wicklung und geringer nationaler Losgrößen. Er-
reicht werden soll, wie es im angelsächsischen 
Raum so prägnant heißt, „more bang for the 
buck“, mehr militärischer Wumms pro ausgege-
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benen Dollar, eine kostengünstigere Aufrüstung 
der EU-Staaten. 

Dem stehen allerdings die nationalen Macht-
ansprüche und Souveränitätsvorbehalt der europä-
ischen Großmächte entgegen. 
 
– Frankreich sieht sich als Vorkämpfer für eine 

„europäische Souveränität“, nicht zuletzt 
auch gegenüber der großen Vormacht im At-
lantischen Bündnis, den USA. Dass Frank-
reich kraft seines Status als einzige Nuklear-
macht der EU deren natürliche militärische 
Führungsmacht sei, versteht sich aus franzö-
sischer Sicht von selbst. Es propagiert euro-
päische Lösungen in der Rüstung, bie denen 
der französischen Rüstungsindustrie die füh-
rende Rolle in der Systementwicklung zu-
kommen soll: das erst in einem frühen Ent-
wicklungsstadium befindliche Future Combat 
Air System (FCAS), eine ebenfalls erst zu 
entwickelnde umfassende Luft- und Raketen-
abwehr, und grundsätzlich eine Rüstungsbe-
schaffung der EU und ihrer Mitgliedstaaten 
möglichst nur von EU-ansässigen Rüstungs-
herstellern, um unabhängig von Vorbehalts- 
und Verfügungsrechten ausländischer (Zu-) 
Lieferer, wie der USA zu sein. Aber auch 
Frankreich steht vor dem Dilemma, dass die 
Umsetzung dieses Anspruchs erhebliche Stei-
gerungen der Militärausgaben erfordert. Seine 
Rüstungsausgaben sollen für den Zeitraum 
von 2024 bis 2030, wie die Nationalversamm-
lung Anfang Juni beschloss, um rund 100 
Mrd. € auf 413 Mrd. € steigen. Für 2024 allein 
ist eine Verdoppelung des Militäretats gegen-
über 2017, dem Jahr des Amtsantritts von 
Präsident Macron, auf 69 Mrd. veranschlagt. 
Allerdings bleiben die französischen Land-
streitkräfte auch mit diesem Anstieg ver-
gleichsweise unterfinanziert und -ausgerüstet. 

 
Zwar gibt es in Frankreich keine großen Proteste 
gegen die Militärausgaben. Aber die budgetpoliti-
schen Zwänge und die Maßnahmen, mit denen 
die Regierung darauf reagiert, haben eine riesige 
innenpolitische Protestbewegung ausgelöst, vor al-
lem die Rentenreform, mit der eine Senkung des 
Staatszuschusses zur Rentenversicherung erreicht 
werden soll. Zudem muss sich Frankreich um sei-

ne Bonität auf den Finanzmärkten, also seine Ver-
schuldungsfähigkeit sorgen. Es sieht mithin nicht 
so aus, als ob das Land dem Dilemma „Kanonen 
oder Butter“ entkommen könne. Daher ist Frank-
reich der aktivste Proponent neuerlicher Gemein-
schaftsanleihen der EU, um ein Stück weit den 
Druck aus seinem nationalen Haushalt nehmen zu 
können. 
 
– Deutschland steht in der neuen militärischen 

und Rüstungskonkurrenz in der EU nicht zu-
rück, im Gegenteil. Mit dem 100 Mrd.-
Sondervermögen für die Bundeswehr und der 
ausgerufenen Zeitenwende wird der selbstver-
ständliche Anspruch verbunden, „als stärkste 
Wirtschaftsmacht in der Europäischen Union 
und mit den Amerikanern zusammen eine der 
stärksten Wirtschaftsnationen in der NATO“ 
werde man auch „eine besondere Verantwor-
tung übernehmen“, wie Außenministerin 
Baerbock am 18.3.2022 in der „Tagesschau“ 
erklärte. Das Wort „Verantwortung“ ist in der 
Politik bekanntlich der wohlklingende Eu-
phemismus für „Machtanspruch“. Und auch 
für die damalige Verteidigungsministerin 
Lambrecht war klar: „Deutschlands Größe, 
seine geografische Lage, seine Wirtschafts-
kraft, kurz, sein Gewicht, machen uns zu einer 
Führungsmacht, ob wir es wollen oder nicht 
… auch im Militärischen.“14 

 Und Führungsmacht sein zu wollen, war eben 
schon immer etwas teurer, wie für Deutsch-
land bereits ausgeführt. 

 Vor allem aber drängt Deutschland, wie 
schon ausgeführt, aufs Tempo. Die Anschaf-
fung bereits verfügbarer amerikanischer F35-
Kampflugzeuge und vorhandener technisch 
fortgeschrittener – und in der Ukraine im 
Einsatz bewährter – Luft- und Raketenab-
wehrsysteme aus amerikanischer, deutscher 
und israelischer Produktion, statt auf Ent-
wicklungen aus französisch-deutscher Ko-
operation zu warten, ist nicht nur eine 
Kampfansage an Russland, sondern zugleich 
eine Klarstellung des deutschen Führungsan-
spruchs gegenüber Frankreich. 

 
Während aber Deutschland und Frankreich wis-
sen, dass sie in ihrer Führungskonkurrenz gegen-
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einander zugleich aufeinander angewiesen sind, 
hat sich eine dritte europäische Macht in bewuss-
ter Konfrontation zu den anderen beiden konti-
nentalen Großmächten ein extrem ambitioniertes 
Aufrüstungsprogramm vorgenommen: 
 
– In Polen will die PiS-Regierung ihrerseits das 

Land zur führenden Landstreitmacht in der 
EU machen, mit einer Verdoppelung seiner 
Streitkräfte von 150000 auf bis zu 300000, 
der Beschaffung von 250 amerikanischen Ab-
rams-Kampfpanzern, rund 1000 K2 Panzern 
und über  600 K9-Panzerhaubitzen aus kore-
anischer Produktion, von denen gut 80 Pro-
zent in Lizenz in Polen gebaut werden sollen, 
um so zum Aufbau der eigenen Rüstungsin-
dustrie beizutragen. Diese profitiert zudem 
von einem Auftrag über 1000 Schützenpan-
zer aus heimischer Produktion. Dazu kommt 
di Beschaffung von mehreren Dutzend 
Kampfflugzeugen aus Korea sowie von 32 
amerikanischen F35-Kampfjets.  

– Dass von dem ganzen gewaltigen Aufrüs-
tungsprogramm so gut wie keine Aufträge an 
europäische Hersteller gehen, hat, so PiS-
Chef Kaczynski, mit dem „Krieg gegen Po-
len“ zu tun, den die EU mit ihren Strafmaß-
nahmen im Namen der Rechtsstaatsprinzi-
pien gegen die polnische Justizreform führt. 

 Aber darüber hinaus will Polen mit diesem 
Programm bewusst Deutschland die Rolle als 
wichtigster militärischer Partner der USA auf 
dem europäischen Kontinent abspenstig ma-
chen. Die polnische Wirtschaft und die 
Staatsfinanzen des Landes mit einem Brutto-
inlandsprodukt (BIP) pro Kopf von weniger 
als einem Drittel des deutschen werden 
dadurch jedoch in beispiellosem Umfang 
strapaziert. Geplant ist eine Aufstockung des 
Militärhaushalts von zuletzt 2% auf 5% des 
BIP, und das bei derzeit stagnierendem BIP, 
schrumpfender Bevölkerung und einer Infla-
tionsrate von 12-14%. Zwar ist das Aufrüs-
tungsprogramm der PiS-Regierung in Polen 
populär, über dessen Finanzierung aber be-
steht weitgehend Unklarheit. Auch in Polen 
traut die Regierung ihrer Bevölkerung nicht 
zu, widerspruchslos für „Kanonen statt But-
ter“ zu optieren. Kürzungen von Sozialpro-

grammen und anderen wichtigen zivilen 
staatlichen Ausgaben sind nicht angekündigt. 
So dürfte die Stunde der finanziellen Wahr-
heit über Polens Aufrüstungsprogramm und 
Führungsmachtambitionen in der EU mit der 
Parlamentswahl im Herbst 2023 schlagen.  

 
Paradoxerweise werden durch diese Rivalität bei 
der Rüstungsbeschaffung und die nationale Kon-
kurrenz um die militärische Führungsrolle in Eu-
ropa die Pläne aller drei Staaten, ihr Militär für die 
neuen Herausforderungen zu rüsten, ohne der Be-
völkerung damit allzu einschneidende  Beschrän-
kungen ihres Lebensstandards aufzuerlegen, kon-
terkariert. Ökonomische Rationalität und nationale 
Konkurrenzinteressen vertragen sich nicht gut.  

So bleiben alle drei hier beispielhaft genann-
ten EU-Länder konfrontiert mit dem entschei-
denden Finanzproblem ihres militärischen Auf-
bau- und Ukraine-Unterstützungsprogramms: Ihre 
Militärausgaben zu verdoppeln, ohne ihrer Bevöl-
kerung direkt fühlbare Einschnitte ihres Lebens-
standards zuzumuten: kurz, die – noch – unpopu-
läre Alternative Kanonen oder Butter so lange wie 
möglich zu vermeiden. 
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